
Einladung zur 
Hauptversammlung
am 9. Mai 2018

WKN: 658 080        
ISIN: DE0006580806



Verehrte Aktionärin, 
sehr geehrter Aktionär, 

wir laden Sie herzlich ein 
zu unserer 

ordentlichen Hauptversammlung 

am Mittwoch, 9. Mai 2018, 
um 14.00 Uhr

im Oberangertheater im Magali,
Oberanger 38, 80331 München

Im Anschluss an die Hauptversammlung laden wir 
Sie noch herzlich zu Kaffee, Tee und Kuchen ein.



1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebillig-
ten Konzernabschlusses, des Lageberichts der Gesellschaft
und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2017 mit dem
Bericht des Verwaltungsrats über das Geschäftsjahr 2017 

2. Beschlussfassung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2017

Der Verwaltungsrat schlägt vor, vom Bilanzgewinn für das
Geschäftsjahr 2017 in Höhe von EUR 10.072.930,32

a) einen Teilbetrag in Höhe von EUR 8.156.978,00 zur
Ausschüttung einer Dividende von EUR 0,50 je 
dividendenberechtigter Stückaktie zu verwenden und

b) den verbleibenden Teilbetrag in Höhe von 
EUR 1.915.952,32 auf neue Rechnung vorzutragen.

Die Ausschüttung der Dividende je Stückaktie ist am 6. Juni 2018
fällig.

Der vorstehende Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt,
dass die Gesellschaft im Zeitpunkt der Einberufung der
Hauptversammlung 369.218 Stück eigene Aktien hält, die nicht
dividendenberechtigt sind. Bis zur Hauptversammlung kann sich
die Anzahl der dividendenberechtigten Stückaktien verändern. 
In diesem Fall wird der Hauptversammlung ein entsprechend
angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet werden,
der unverändert eine Ausschüttung von EUR 0,50 je dividenden-
berechtigter Stückaktie vorsieht. 

Bei Annahme des Beschlussvorschlags des Verwaltungsrats gilt
für die Auszahlung der Dividende Folgendes: 

Die Dividende wird nach Wahl des Aktionärs entweder ausschließ-
lich in bar oder teilweise in bar und teilweise in Form von Aktien
der Mensch und Maschine Software SE geleistet. Von dem
Dividendenanspruch in Höhe von EUR 0,50 unterliegt ein
Teilbetrag in Höhe von EUR 0,15 nicht dem Wahlrecht des
Aktionärs und wird auf alle Fälle in bar ausbezahlt. 



Dieser Teilbetrag dient dazu, die mögliche Steuerpflicht
(Kapitalertragsteuer zuzüglich Solidaritätszuschlag und
ggf. Kirchensteuer) hinsichtlich des gesamten
Dividendenanspruchs in Höhe von EUR 0,50 pro
Stückaktie zu begleichen. Die Einzelheiten der
Barausschüttung und der Möglichkeit der Aktionäre zur
Wahl von Aktien werden in einem gesonderten 
Dokument erläutert, das den Aktionären zur Verfügung
gestellt wird und insbesondere Informationen über die
Anzahl und die Art der Aktien enthält und in dem die
Gründe und die Einzelheiten zu dem Angebot dargelegt
werden. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der
Mitglieder des Verwaltungsrats für das
Geschäftsjahr 2017

Der Verwaltungsrat schlägt vor, den Mitgliedern des
Verwaltungsrats für das Geschäftsjahr 2017 Entlastung
zu erteilen.

4. Beschlussfassung über die Wahl des
Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2018

Der Verwaltungsrat schlägt vor, die RSM GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft, Düsseldorf, Niederlassung
Stuttgart, zum Abschlussprüfer und
Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 zu
wählen.



5. Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden und
Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2018 gegen
Bar- und/oder Sacheinlagen mit der Ermächtigung zum
Ausschluss des Bezugsrechts sowie die entsprechende
Satzungsänderung

Das durch die Hauptversammlung vom 16. Mai 2013 beschlossene
genehmigte Kapital wurde zwischenzeitlich teilweise ausgenutzt.
Um diesbezüglich auch zukünftig eine größtmögliche Flexibilität
der Gesellschaft zu gewährleisten, soll das bestehende genehmigte
Kapital aufgehoben und durch ein neues genehmigtes Kapital in
Höhe von 50 % des bestehenden Grundkapitals ersetzt werden.

Der Verwaltungsrat schlägt daher vor zu beschließen:

1. Das durch die Hauptversammlung vom 16. Mai 2013 unter
Tagesordnungspunkt 5 beschlossene Genehmigte Kapital
2013 gemäß § 7 Abs. 1 der Satzung der Gesellschaft, das
ursprünglich in Höhe von bis zu EUR 7.752.253,- geschaffen
wurde und nach teilweiser Ausnutzung derzeit noch in Höhe
von bis zu EUR 7.063.956,- besteht, wird hiermit, soweit noch
nicht ausgenutzt, im Hinblick auf die Schaffung des neuen
Genehmigten Kapitals 2018 unter nachfolgenden Absätzen mit
Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des neuen
Genehmigten Kapitals 2018 aufgehoben.

2. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, bis zum 8. Mai 2023 das
Grundkapital der Gesellschaft einmal oder mehrmals um bis
zu insgesamt EUR 8.341.587,- durch Ausgabe von bis zu
8.341.587 neuen Stückaktien gegen Bar- und/oder
Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018). 
Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Die
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden,
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Verwaltungsrat
wird jedoch ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen,

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

- um die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere
zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen,
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen
oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die
Gesellschaft auszugeben; 



- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 
10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis
nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz
4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des
Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen.

    Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren
Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer
Durchführung festzusetzen.

3. § 7 Abs. 1 der Satzung (Genehmigtes Kapital) erhält
folgende neue Fassung:

    „1. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bis zum 8. Mai
2023 das Grundkapital der Gesellschaft einmal oder
mehrmals um bis zu insgesamt EUR 8.341.587,-
durch Ausgabe von bis zu 8.341.587 neuen
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2018). Dabei ist den
Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen
Aktien können auch von einem oder mehreren
Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.
Der Verwaltungsrat ist jedoch ermächtigt, das
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge aus-
zugleichen; 

- um die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbe-
sondere zum Zweck des Erwerbs von
Unternehmen, Unternehmensteilen oder
Beteiligungen an Unternehmen oder zum Zwecke
des Erwerbs von Forderungen gegen die
Gesellschaft auszugeben; 



- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschrei-
tet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen die-
ser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach §
186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des
Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. Der Verwaltungsrat
ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung festzusetzen.“

6. Beschlussfassung über die Aufhebung einer bestehenden
und die Erteilung einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen mit
der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts, die
Aufhebung des Bedingten Kapitals 2013, die Schaffung
eines neuen Bedingten Kapitals 2018 und die entsprechende
Änderung von § 6 Abs. 1 der Satzung

Nichtbörsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121 Abs. 3
AktG i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der Einberufung lediglich zur
Angabe von Firma und Sitz der Gesellschaft, Zeit und Ort der
Hauptversammlung und der Tagesordnung sowie der unten -
stehenden Adressen verpflichtet. Im Übrigen erfolgten daher
nachfolgende Hinweise freiwillig, um unseren Aktionären die
Teilnahme an der Hauptversammlung zu erleichtern.

Die von der Hauptversammlung am 16. Mai 2013 unter
Tagesordnungspunkt 7 beschlossene Ermächtigung zur Ausgabe
von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen nebst der
Erweiterung der Ermächtigung durch Beschlussfassung der
Hauptversammlung vom 15. Mai 2014 unter Tagesordnungspunkt 5
und das dazugehörige Bedingte Kapital 2013 sind bisher nicht
verwendet worden. Diese Ermächtigung und das Bedingte Kapital
2013 sollen daher aufgehoben werden. Es sollen eine neue
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Options -
schuldverschreibungen mit der Möglichkeit zum Ausschluss 
des Bezugsrechts und ein Bedingtes Kapital 2018 im gesetzlich
zulässigen Umfang beschlossen werden.



Der Verwaltungsrat schlägt daher vor zu beschließen:

1. Die durch die Hauptversammlung vom 16. Mai 2013
unter Tagesordnungspunkt 7 beschlossene
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder
Optionsschuldverschreibungen nebst der Erweiterung
der Ermächtigung durch Beschlussfassung der
Hauptversammlung vom 15. Mai 2014 unter
Tagesordnungspunkt 5 werden hiermit, soweit noch
nicht ausgenutzt, im Hinblick auf die Neuregelung
gemäß den nachfolgenden Ziffern mit Wirkung auf
den Zeitpunkt der Eintragung des neuen Bedingten
Kapitals 2018 aufgehoben. Das zugehörige Bedingte
Kapital 2013 gemäß § 6 Abs. 1 der Satzung der
Gesellschaft wird ebenfalls aufgehoben.

2. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, bis zum 8. Mai
2023 einmalig oder mehrmalig auf den Inhaber 
lautende Wandel- und/oder Optionsschuld -
verschreibungen im Gesamtnennbetrag von bis zu
EUR 200.000.000,- (nachstehend gemeinsam
„Schuldverschreibungen“) mit einer Laufzeit von
längstens 20 Jahren zu begeben und den Inhabern
der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw.
Optionsrechte auf neue Aktien der Gesellschaft mit
einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu
insgesamt EUR 8.341.587,- nach näherer Maßgabe
der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu
gewähren. Die Schuldverschreibungen können einma-
lig oder mehrmals, insgesamt oder in Teilen sowie
auch gleichzeitig in verschiedenen Tranchen begeben
werden.

    Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht
auf die Schuldverschreibungen zu. Das gesetzliche
Bezugsrecht kann auch in einer Weise eingeräumt
werden, dass die Schuldverschreibungen von einem
oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug
anzubieten. Der Verwaltungsrat ist jedoch ermächtigt,



das Bezugsrecht der Aktionäre der Gesellschaft auf die
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht auf
Aktien der Gesellschaft ganz oder teilweise auszuschließen,

- sofern der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung den
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden
ermittelten theoretischen Marktwert der
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet.
Dabei darf die Summe der aufgrund von
Schuldverschreibungen nach dieser Ermächtigung gemäß 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss
gegen Bareinlagen) auszugebenden Aktien zusammen mit
anderen gemäß oder entsprechend dieser gesetzlichen
Bestimmung während der Wirksamkeit dieser Ermächtigung
ausgegebenen oder veräußerten Aktien nicht 10 % des
jeweiligen Grundkapitals übersteigen;

- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten auf
Aktien der Gesellschaft zum Ausgleich von Verwässerungen
Bezugsrechte in dem Umfang zu gewähren, wie sie ihnen
nach Ausübung dieser Rechte zustünden;

- um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugs -
verhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der Aktionäre
auszunehmen.

    Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen
erhalten die Inhaber der Wandelschuldverschreibungen das
Recht, ihre Wandelschuldverschreibungen nach näherer
Maßgabe der Wandelanleihebedingungen in Aktien der Mensch
und Maschine Software SE umzutauschen. Der anteilige Betrag
am Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden Aktien darf
den Nennbetrag der Wandelschuldverschreibungen nicht über-
steigen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division
des Nennbetrages einer Wandelschuldverschreibung durch
den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Mensch
und Maschine Software SE. Das Umtauschverhältnis kann sich
auch durch Division des unter dem Nominalbetrag liegenden
Ausgabebetrags einer Wandelschuldverschreibung durch den
festgelegten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft
ergeben. Es kann vorgesehen werden, dass das



Umtauschverhältnis variabel und der Wandlungspreis
innerhalb einer festzulegenden Bandbreite in
Abhängigkeit von der Entwicklung des Aktienkurses
während der Laufzeit oder während eines bestimmten
Zeitraums innerhalb der Laufzeit festgesetzt wird. Das
Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine ganze
Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in
bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. Im
Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen
zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden.

    Im Falle der Ausgabe von Optionsschuld verschreibungen
werden jeder Optionsschuldverschreibung eine oder
mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber
nach näherer Maßgabe der vom Verwaltungsrat fest-
zulegenden Optionsbedingungen zum Bezug von
Aktien der Mensch und Maschine Software SE
berechtigen. Der anteilige Betrag am Grundkapital der
je Optionsschuldverschreibung zu beziehenden Aktien
darf den Nennbetrag der Optionsschuldverschreibungen
nicht übersteigen.

    Die jeweiligen Schuldverschreibungsbedingungen
können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der
Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt begründen.
Schließlich können die Schuldverschreibungs -
bedingungen vorsehen, dass im Falle der Wandlung
bzw. Optionsausübung die Gesellschaft dem
Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien
der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in
Geld zahlt. Ferner können die jeweiligen
Schuldverschreibungsbedingungen festlegen, dass im
Falle der Wandlung bzw. Optionsausübung auch eige-
ne Aktien der Gesellschaft gewährt werden können. 

    Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw.
Optionspreis für eine Aktie der Mensch und Maschine
Software SE (Bezugspreis) muss auch bei einem vari-
ablen Umtauschverhältnis/Wandlungspreis entweder



(a) mindestens 80 % der Mensch und Maschine Software SE
im XETRA-Handel (oder einem an die Stelle des XETRA-
Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolge -
system) an den zehn Börsentagen unmittelbar vor dem Tag
der Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat über die
Begebung der Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen
oder 

    (b) mindestens 80% des durchschnittlichen Schlussauktions -
preises der Aktien der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder
einem an die Stelle des XETRA-Systems getretenen funktional
vergleichbaren Nachfolgesystem) während der Tage, an denen
die Bezugsrechte an der Frankfurter Wertpapierbörse gehan-
delt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage des
Bezugsrechtshandels, entsprechen. §§ 9 Abs. 1, 199 Abs. 2
AktG bleiben unberührt.

    Sofern während der Laufzeit einer Schuldverschreibung
Verwässerungen des wirtschaftlichen Werts der bestehenden
Wandlungs- oder Optionsrechte eintreten und dafür keine
Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, werden
die Wandlungs- oder Optionsrechte – unbeschadet des gering-
sten Ausgabebetrags gemäß § 9 Abs. 1 AktG – wertwahrend
angepasst, soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz
zwingend geregelt ist. In jedem Fall darf der anteilige Betrag
des Grundkapitals der je Schuldverschreibung zu beziehenden
auf den Inhaber lautenden Stückaktien den Nennbetrag pro
Schuldverschreibung nicht überschreiten. 

    Statt einer Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises
kann nach näherer Bestimmung der Bedingungen der Options-
bzw. Wandelschuldverschreibungen auch die Zahlung eines
entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts oder bei der
Erfüllung der Options- bzw. Wandlungspflicht vorgesehen 
werden. Die Schuldverschreibungsbedingungen können darü-
ber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer
außerordentlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse eine Anpassung
der Options- bzw. Wandlungsrechte bzw. -pflichten vorsehen.



    Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, die weiteren
Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen,
insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und
Stückelung, Wandlungs- bzw. Optionspreis und den
Wandlungs- bzw. Optionszeitraum, festzusetzen.

3. Das Grundkapital wird um bis zu EUR 8.341.587,-
durch Ausgabe von bis zu 8.341.587 neuen auf den
Inhaber lautenden Stückaktien bedingt erhöht
(Bedingtes Kapital 2018). Die bedingte Kapital -
erhöhung dient der Gewährung von Aktien an die
Inhaber von Wandel- oder Optionsschuld -
verschreibungen, die gemäß vorstehender
Ermächtigung begeben werden. Die Bedingte
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie
die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuld -
verschreibungen, die auf der Grundlage der
Ermächtigung der Hauptversammlung vom 9. Mai 2018
von der Gesellschaft bis zum 8. Mai 2023 begeben
werden, von ihrem Wandel- bzw. Optionsrecht
Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus 
solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und
soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung
eingesetzt werden. Die neuen Aktien nehmen vom
Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch
Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder
durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen,
am Gewinn teil. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt,
die weiteren Einzelheiten der Durchführung der
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen sowie die
Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen
Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.



4. In § 6 Abs. 1 der Satzung (Bedingtes Kapital) erhält folgende
neue Fassung:

    „1. Das Grundkapital ist um bis zu EUR 8.341.587,- durch
Ausgabe von bis zu 8.341.587 neuen auf den Inhaber lautenden
Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Die
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie
die Inhaber von Wandel- und/oder Optionsschuld -
verschreibungen, die auf der Grundlage der Ermächtigung der
Hauptversammlung vom 9. Mai 2018 von der Gesellschaft bis
zum 8. Mai 2023 begeben werden, von ihrem Wandel- bzw.
Optionsrecht Gebrauch machen oder Wandlungspflichten aus
solchen Schuldverschreibungen erfüllt werden und soweit
nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt 
werden. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des
Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von
Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von
Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der
Verwaltungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen
sowie die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen
Ausnutzung des bedingten Kapitals anzupassen.“

7. Beschlussfassung über die neue Ermächtigung zum Erwerb
und zur Verwendung eigener Aktien mit der Ermächtigung
zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie der Möglichkeit der
Einziehung eigener Aktien unter Herabsetzung des
Grundkapitals und Aufhebung der bestehenden
Ermächtigung 

Die Hauptversammlung vom 12. Mai 2015 hat die Gesellschaft
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG zum Erwerb und zur Verwendung
eigener Aktien in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals
ermächtigt. Diese Ermächtigung, die am 11. Mai 2020 auslaufen
würde, soll vorzeitig durch eine neue Ermächtigung ersetzt werden.



Der Verwaltungsrat schlägt daher vor, wie folgt zu
beschließen:

1. Die durch die Hauptversammlung vom 12. Mai 2015
unter Tagesordnungspunkt 5 erteilte Ermächtigung
der Gesellschaft, bis zum Ablauf des 11. Mai 2020
eigene Aktien in Höhe von bis zu 10 % des Grund -
kapitals zu erwerben, wird mit Wirkung zum Zeitpunkt
des Wirksamwerdens des neuen Ermächtigungs -
beschlusses unter nachfolgenden Ziffern aufgehoben.

2. Die Gesellschaft wird ermächtigt, eigene Aktien der
Gesellschaft zu erwerben. Die Ermächtigung ist auf
den Erwerb von eigenen Aktien mit einem rechneri-
schen Anteil am Grundkapital von bis zu 10 %
beschränkt. Die Ermächtigung kann ganz oder in
Teilbeträgen, einmal oder mehrmals, durch die
Gesellschaft oder für ihre Rechnung durch Dritte aus-
geübt werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 8. Mai
2023.

3. Der Erwerb erfolgt über die Börse oder mittels eines
an alle Aktionäre der Gesellschaft gerichteten öffent-
lichen Kaufangebots.

(a) Erfolgt der Erwerb über die Börse, so darf der von
der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne
Erwerbsnebenkosten) den an der Frankfurter
Wertpapierbörse während der letzten zehn
Börsenhandelstage vor dem Erwerb der Aktien
ermittelten durchschnittlichen Schlusskurse im
XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) für Aktien gleicher Ausstattung
um nicht mehr als 10 % überschreiten und um
nicht mehr als 10 % unterschreiten.



(b) Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle
Aktionäre der Gesellschaft, darf der gebotene Kaufpreis je
Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den durchschnittlichen
Schlusskurs im XETRA-Handel (oder einem vergleichbaren
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an
den zehn Börsenhandelstagen vor dem Tag der
Veröffentlichung des Angebots um nicht mehr als 10 %
überschreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten.
Das Kaufangebot kann weitere Bedingungen vorsehen.

4. Der Verwaltungsrat wird ermächtigt, Aktien der Mensch und
Maschine Software SE, die aufgrund dieser Ermächtigung
erworben werden oder aufgrund früherer Ermächtigungen
erworben wurden, neben der Veräußerung durch Angebot an
alle Aktionäre oder der Veräußerung über die Börse

(a) Dritten im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen,
beim Erwerb von Unternehmen, Beteiligungen an
Unternehmen oder Unternehmensteilen sowie beim Erwerb
von Forderungen gegen die Gesellschaft als Gegenleistung
anzubieten;

(b) an Dritte zu veräußern. Der bar zu zahlende Kaufpreis, zu
dem die Aktien der Gesellschaft an Dritte abgegeben werden,
darf den Börsenkurs der Aktien zum Zeitpunkt der
Veräußerung nicht wesentlich unterschreiten. Beim
Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter
Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist
der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer
Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 
berücksichtigen;

(c) zur Gewährung von Aktien an geschäftsführende Direktoren,
an Mitglieder der Geschäftsleitungsorgane gegenwärtig
oder zukünftig verbundener Unternehmen sowie an
Mitarbeiter der Gesellschaft und gegenwärtig oder zukünftig
verbundener Unternehmen zu verwenden, soweit diese
Personen aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen
zu deren Bezug berechtigt sind. Soweit eigene Aktien an
geschäftsführende Direktoren übertragen werden sollen,
obliegt die Entscheidung hierüber dem Verwaltungsrat der
Gesellschaft;



(d) einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre
Durchführung eines weiteren Hauptversammlungs -
beschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur
Kapitalherabsetzung. Die Aktien können auch im
vereinfachten Verfahren ohne Kapitalherabsetzung
durch Anpassung des anteiligen rechnerischen
Betrages der übrigen Stückaktien am Grundkapital
der Gesellschaft eingezogen werden. Die
Einziehung kann auf einen Teil der erworbenen
Aktien beschränkt werden.

    Vorstehende Ermächtigungen betreffend die
Verwendung der erworbenen eigenen Aktien können
einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, einzeln
oder gemeinsam ausgeübt werden. Das Bezugsrecht
der Aktionäre auf erworbene eigene Aktien wird inso-
weit ausgeschlossen, als diese Aktien gemäß den
vorstehenden Ermächtigungen unter lit. (a), (b) und
(c) verwendet werden. Der Verwaltungsrat wird die
Hauptversammlung über die Gründe und den Zweck
des Erwerbs eigener Aktien, über die Zahl der erwor-
benen Aktien und den auf sie entfallenden Betrag des
Grundkapitals sowie über den Gegenwert, der für die
Aktien gezahlt wurde, jeweils unterrichten.

5. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die Fassung der
Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruch -
nahme der Ermächtigung zur Einziehung anzupassen.



Bericht des Verwaltungsrats gemäß Artikel 5 und Artikel 9 
Abs. 1 c) ii) Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 
8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft
(SE) (kurz SE-VO) i.V.m. §§ § 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 3 
und Abs. 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts
in Tagesordnungspunkt 5

Der Verwaltungsrat schlägt der Hauptversammlung in Tages -
ordnungspunkt 5 vor, ein neues Genehmigtes Kapital 2018 in
Höhe von EUR 8.341.587,- zu beschließen. Mit der vorgeschlage-
nen Ermächtigung wird der Verwaltungsrat in die Lage versetzt,
künftig im Rahmen des genehmigten Kapitals die Eigen -
kapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen und 
rechtlichen Erfordernissen anzupassen. Bei der Ausnutzung des
genehmigten Kapitals haben die Aktionäre grundsätzlich ein
Bezugsrecht. Der Verwaltungsrat soll jedoch ermächtigt werden,
das Bezugsrecht der Aktionäre in bestimmten Fällen auszuschlie-
ßen. Der Verwaltungsrat erstattet gemäß Artikel 9 Abs. 1 c) ii) 
SE-VO i.V.m. § 203 Abs. 2 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186
Abs. 3, Abs. 4 Satz 2 AktG folgenden Bericht über den Grund für
den Ausschluss des Bezugsrechts:

Es wird vorgeschlagen, den Verwaltungsrat zu ermächtigen, das
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

- soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen; 

    Für die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei
Spitzenbeträgen sind ausschließlich technische Gründe maß-
geblich. Hierdurch soll es dem Verwaltungsrat im Einzelfall
ermöglicht werden, ein glattes Bezugsverhältnis herzustellen.
Dies erleichtert die Abwicklung von Bezugsrechten und erspart
zusätzlichen Aufwand.

- um die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbesondere zum
Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen
oder Beteiligungen an Unternehmen oder zum Zwecke des
Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft auszugeben;



    Diese Ermächtigung zum Ausschluss des
Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen aus
Genehmigtem Kapital soll der Gesellschaft die
Möglichkeit geben, in geeigneten Fällen Unternehmen
bzw. Unternehmensteile oder Beteiligungen an
Unternehmen gegen Überlassung von Aktien der
Gesellschaft zu erwerben oder sich mit anderen
Unternehmen zusammenschließen zu können. Die
Gesellschaft hat damit ein Instrument, eventuelle
Akquisitionsmöglichkeiten unter Zuhilfenahme flexibler
und liquiditätsschonender Finanzierungs -
möglichkeiten zu realisieren. Die Möglichkeit, rasch
und erfolgreich auf entsprechende vorteilhafte
Angebote oder sich bietende Gelegenheiten reagieren
zu können, dient dabei auch dem Erhalt und der
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der
Gesellschaft. Die Ermächtigung erstreckt sich insbe-
sondere auf den Erwerb von Beteiligungen im
Rahmen sogenannter „share deals“, d. h. durch den
Erwerb von Gesellschaftsanteilen, sowie auf den
Erwerb im Rahmen sogenannter „asset deals“, 
d. h. die Übernahme eines Unternehmens oder
Unternehmensteils mittels Erwerb der sie bestimmenden
Vermögensgegenstände, Rechte, Vertragspositionen
und Ähnlichem. Die Möglichkeit, im Einzelfall
Forderungen gegen die Gesellschaft durch die
Ausgabe von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu
können, hat ebenfalls den Vorteil, dass eine Belastung
der Liquidität vermieden wird. Da eine Kapital -
erhöhung in den vorgenannten Fällen häufig kurzfristig
erfolgen muss, kann diese in aller Regel nicht von der
nur einmal jährlich stattfindenden ordentlichen
Hauptversammlung unmittelbar beschlossen werden.
Die Einberufung einer außerordentlichen
Hauptversammlung für jeden einzelnen Erwerb wäre
in diesen Fällen jedoch aus Kosten- und Zeitgründen
nicht praktikabel.



- wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 10 % des
Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der
neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet
(§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG); beim Gebrauchmachen dieser
Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs.
3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund
anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu
berücksichtigen;

Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei
Barkapitalerhöhungen gibt dem Verwaltungsrat die
Möglichkeit, das Bezugsrecht der Aktionäre gem. § 186 Abs. 3
Satz 4 AktG auszuschließen. Der Vorschlag liegt damit im
Rahmen der gesetzlichen Regelung. Das Volumen der
Ermächtigung entspricht 10 % des Grundkapitals der
Gesellschaft. Diese Ermächtigung ermöglicht eine kurzfristige
Aktienplatzierung unter flexibler Ausnutzung günstiger
Marktverhältnisse und führt in der Regel zu einem deutlich
höheren Mittelzufluss als im Fall einer Aktienplatzierung mit
Bezugsrecht, da bei der Festlegung des Platzierungsentgelts
kein Kursänderungsrisiko für den Zeitraum der Bezugsfrist
berücksichtigt werden muss. Der Verwaltungsrat soll mit die-
ser Form der Kapitalerhöhung in die Lage versetzt werden, die
für die zukünftige Geschäftsentwicklung erforderliche Stärkung
der Eigenkapitalausstattung zu optimalen Bedingungen vor-
nehmen zu können. Dadurch, dass der Ausgabepreis der Aktie
den Börsenkurs jeweils nicht wesentlich unterschreitet, wird
dem Interesse der Aktionäre an einem wertmäßigen
Verwässerungsschutz Rechnung getragen. Der Verwaltungsrat
wird den Ausgabepreis so nahe an dem dann aktuellen
Börsenkurs festlegen, wie dies unter Berücksichtigung der
jeweiligen Situation am Kapitalmarkt möglich ist, und sich um
eine marktschonende Platzierung der neuen Aktien bemühen.
Der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer
Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist mit zu
berücksichtigen.



Bericht des Verwaltungsrats gemäß Artikel 5 und
Artikel 9 Abs. 1 c) ii) Verordnung (EG) Nr. 2157/2001
des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der
Europäischen Gesellschaft (SE) (kurz SE-VO) i.V.m. 
§§ 221 Abs. 4, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG über den
Ausschluss des Bezugsrechts in Tagesordnungspunkt 6

Tagesordnungspunkt 6 sieht eine Ermächtigung zur
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuld -
verschreibungen vor. Nach dieser Ermächtigung ist es
dem Verwaltungsrat möglich, bis zum 8. Mai 2023 
einmalig oder mehrmalig auf den Inhaber lautende
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen im
Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 200.000.000,- mit
einer Laufzeit von längstens 20 Jahren zu begeben und
den Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs-
bzw. Optionsrechte auf neue Aktien der Mensch und
Maschine Software SE mit einem anteiligen Betrag des
Grundkapitals von bis zu insgesamt EUR 8.341.587,- 
einzuräumen. Mit der gewählten Höhe des Gesamtnenn-
betrages wird dem Verwaltungsrat die Möglichkeit 
gegeben, innerhalb des Ermächtigungszeitraumes von
fünf Jahren einer positiven Aktienkursentwicklung
Rechnung zu tragen.

Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine wesentliche
Grundlage für die Entwicklung des Unternehmens. Ein
Instrument der Finanzierung sind  dabei Options- oder
Wandelschuldverschreibungen, durch die dem Unter -
nehmen zunächst zinsgünstiges Fremdkapital zufließt,
das ihm später in Form von Eigenkapital unter
Umständen erhalten bleibt. Die vorgeschlagene
Ermächtigung wird daher dem Verwaltungsrat, 
insbesondere bei Eintritt günstiger Kapitalmarkt -
bedingungen, den Weg zu einer im Interesse der
Gesellschaft liegenden flexiblen und zeitnahen
Finanzierung eröffnen. Die erzielten Wandel- und
Optionsprämien kommen der Gesellschaft zugute. 



Die ferner vorgesehene Möglichkeit, neben der Einräumung von
Wandel- und Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu 
begründen, erweitert den Spielraum für die Ausgestaltung dieses
Finanzierungsinstruments.

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht
auf die Options- bzw. Wandelschuldverschreibung zu (§ 221 
Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 AktG). Um die Abwicklung zu erleichtern,
soll von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden, die Options-
und/oder Wandelschuldverschreibungen an ein oder mehrere
Kreditinstitute mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären
die Anleihen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten 
(mittelbares Bezugsrecht i.S.v. § 186 Abs. 5 AktG). 

In einigen, klar definierten Fällen soll der Verwaltungsrat aber
ermächtigt sein, dieses Bezugsrecht auszuschließen.

Es wird vorgeschlagen, den Verwaltungsrat zu ermächtigen, das
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen,

- sofern der Ausgabepreis für eine Schuldverschreibung den
nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten
theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen nicht
wesentlich unterschreitet. Dabei darf die Summe der aufgrund
von Schuldverschreibungen nach dieser Ermächtigung gemäß
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss
gegen Bareinlagen) auszugebenden Aktien zusammen mit
anderen gemäß oder entsprechend dieser gesetzlichen
Bestimmung während der Wirksamkeit dieser Ermächtigung
ausgegebenen oder veräußerten Aktien nicht 10 % des jeweili-
gen Grundkapitals übersteigen;

Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige
Marktsituationen sehr kurzfristig und schnell zu nutzen und
durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere
Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw.
Wandlungspreis und Ausgabepreis der Options- und
Wandelschuldverschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe
Konditionsfestsetzung und reibungslose Platzierung wäre bei
Wahrung des Bezugsrechts nur eingeschränkt möglich. 
Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des
Bezugspreises (und damit bei Options- bzw. Wandelschuld -



verschreibungen der Konditionen dieser Anleihe) bis
zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der
häufig zu beobachtenden Volatilität an den
Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko
über mehrere Tage, welches zu Sicherheits -
abschlägen bei der Festlegung der Konditionen der
Schuldverschreibungen und so zu nicht marktnahen
Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines
Bezugsrechts wegen der Ungewissheit dessen
Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolgreiche
Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen
Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei
Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft
wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf
günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren,
sondern ist rückläufigen Aktienkursen während der
Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die
Gesellschaft ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung
führen können.

Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts
gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die Bestimmung
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort
geregelte Grenze für Bezugsrechtsauschlüsse von
zehn Prozent des Grundkapitals ist nach dem
Beschlussinhalt einzuhalten. Die Ermächtigung zum
Bezugsrechtsausschluss gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG gilt nur für Schuldverschreibungen mit Rechten
auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des
Grundkapitals von insgesamt nicht mehr als 10 %
des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt
der Ausübung dieser Ermächtigung. Hierbei werden
auf die Zehnprozentgrenze Aktien, die unter
Ausnutzung einer zum Zeitpunkt des Wirksam -
werdens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an
deren Stelle tretenden Ermächtigung zur Ausgabe
neuer Aktien aus genehmigten Kapital gemäß § 203
Abs. 1 und 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter



Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden sowie eige-
ne Aktien, die gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 3
Satz 3 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts übertragen
werden, jeweils angerechnet. Dadurch ist sichergestellt, dass
die Interessen der Aktionäre an einer möglichst geringen
Beeinträchtigung ihrer Rechte gewahrt werden.

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass der
Ausgabepreis den theoretischen Marktwert der
Schuldverschreibung nicht wesentlich unterschreiten darf.
Hierdurch soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte
wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien nicht ein-
tritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugs-
rechtsfreien Ausgabe von Options- bzw. Wandelschuld -
verschreibungen eintritt, kann ermittelt werden, indem der 
theoretische Marktwert der Options- bzw. Wandelschuld -
verschreibungen nach anerkannten, insbesondere finanz -
mathematischen Methoden errechnet und mit dem
Ausgabepreis verglichen wird. Liegt danach dieser
Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem theoretischen
Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der Options- oder
Wandelschuldverschreibungen, ist nach dem Sinn und Zweck
der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechts -
ausschluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig.
Zur Ermittlung des theoretischen Marktwerts der Schuld -
verschreibungen hat der Verwaltungsrat die Pflicht, das
Gutachten einer Investmentbank oder Wirtschaftsprüfungs -
gesellschaft einzuholen. Dieses Gutachten hat zu belegen,
dass der Ausgabepreis den theoretischen Marktwert der
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet, so
dass der Schutz der Aktionäre vor einer Verwässerung ihres
Anteilsbesitzes gewährleistet ist.

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil
am Grundkapital der Gesellschaft auch nach Ausübung von
Options- oder Wandlungsrechten jederzeit durch Zukäufe von
Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten. Demgegenüber
ermöglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der
Gesellschaft marktnahe Konditionsfestsetzung, größtmögliche
Sicherheit hinsichtlich der Platzierbarkeit bei Dritten und 
kurzfristige Ausnutzung günstiger Marktsituationen.



- um den Inhabern von Wandlungs-/Optionsrechten
Wandlungsrechten auf Aktien der Gesellschaft zum
Ausgleich von Verwässerungen Bezugsrechte in dem
Umfang zu gewähren, wie sie ihnen nach Ausübung
dieser Rechte zustünden;

Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts
zugunsten der Inhaber bereits ausgegebener
Schuldverschreibungen hat den Vorteil, dass der
Wandlungs-/Optionspreis für die bereits ausgegebe-
nen und regelmäßig mit einem Verwässerungs -
schutzmechanismus ausgestatteten Schuld -
verschreibungen nicht ermäßigt zu werden braucht.
Dadurch können die Schuldverschreibungen in meh-
reren Tranchen attraktiver platziert werden, und es
wird insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht.
Auch dieser Bezugsrechtsausschluss liegt damit im
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

- um Spitzenbeträge, die sich aufgrund des
Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht
der Aktionäre auszunehmen.

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge
ist sinnvoll und marktkonform, um ein praktisch
handhabbares Bezugsverhältnis herstellen zu können.
Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der
Aktionäre. Die Kosten eines Bezugsrechtshandels bei
Spitzenbeträgen stehen auch in keinem vernünftigen
Verhältnis zum Vorteil für die Aktionäre.

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw.
Optionspreis für eine Aktie der Mensch und Maschine
Software SE muss indessen (auch bei einem varia-
blen Umtauschverhältnis bzw. einem variablen
Wandlungs- oder Optionspreis), außer im Falle einer
Wandlungspflicht, entweder mindestens 80 % des
durchschnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien
der Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem 
entsprechenden Nachfolgesystem) an den zehn



Börsenhandelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch
den Verwaltungsrat über die Begebung der
Schuldverschreibungen betragen oder mindestens 80 % des
durchschnittlichen Schlussauktionspreises der Aktien der
Gesellschaft im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden
Nachfolgesystem) während der Bezugsfrist, mit Ausnahme der
beiden letzten Börsentage des Bezugsrechtshandels entspre-
chen. Durch die Festlegung dieses Mindestbetrages sollen ein-
erseits die Aktionäre vor einer Verwässerung ihrer Beteiligung
geschützt werden, andererseits aber der Verwaltungsrat eine
hinreichende Flexibilität für eine optimale Platzierung der
Schuldverschreibung am Markt erhalten.

Das vorgesehene Bedingte Kapital 2018 (§ 6 Abs. 1 der
Satzung) dient dazu, die mit den Schuldverschreibungen 
verbundenen Wandlungs- oder Optionsrechte zu bedienen
oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft zu 
erfüllen, soweit die Schuldverschreibungen ausgegeben wurden.

Bericht des Verwaltungsrats gemäß Artikel 5 und Artikel 9 
Abs. 1 c) ii) SE-VO i.V.m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG i.V.m. § 186
Abs. 4 Satz 2 AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts in
Tagesordnungspunkt 7

Artikel 5 und Artikel 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO i.V.m. § 71 Abs. 1 Nr. 8
AktG bietet Europäischen Gesellschaften (SE) die Möglichkeit, 
aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung eigene
Aktien bis zu insgesamt 10 % ihres Grundkapitals zu erwerben. 

Tagesordnungspunkt 7 enthält den Vorschlag, eine solche
Ermächtigung, die auf einen Zeitraum von 5 Jahren beschränkt
ist, zu erteilen. Damit soll die Gesellschaft in die Lage versetzt
werden, eigene Aktien über die Börse bis zu einer Höhe von ins -
gesamt 10 % des derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft
erwerben zu können. Artikel 5 und Artikel 9 Abs. 1 c) ii) SE-VO
i.V.m. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG gestattet es, über den typischen Fall
des Erwerbs und der Veräußerung über die Börse hinaus auch
andere Formen des Erwerbs und der Veräußerung vorzunehmen.
Hiervon soll Gebrauch gemacht werden können.



Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft
auch die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien durch ein
öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu 
richtendes Kaufangebot zu erwerben. Dabei ist der
aktienrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz zu beach-
ten. Der gebotene Kaufpreis je Aktie (ohne Erwerbs -
nebenkosten) darf den durchschnittlichen Schlusskurs an
der Frankfurter Wertpapierbörse an den zehn Börsen -
handelstagen vor dem Tag der Veröffentlichung eines
öffentlichen Angebots um nicht mehr als 10 % über-
schreiten und um nicht mehr als 10 % unterschreiten. 

Der Beschluss sieht vor, dass der Verwaltungsrat über
die Verwendung der erworbenen Aktien beschließt. 
Die Ermächtigung soll den Verwaltungsrat in die Lage
versetzen, im Interesse der Gesellschaft und unter
Wahrung der Belange der Aktionäre flexibel auf die jewei-
ligen geschäftlichen Erfordernisse reagieren zu können.
Die Möglichkeit der Veräußerung eigener Aktien dient
insbesondere der vereinfachten Mittelbeschaffung. So
kann der Verwaltungsrat die eigenen Aktien über die
Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre wieder
veräußern. Der Verwaltungsrat soll aber auch in die Lage
versetzt werden, die erworbenen Aktien außerhalb der
Börse einzelnen Dritten oder Aktionären zum Kauf anbieten
zu können. Die Möglichkeit der Veräußerung eigener
Aktien unter Bezugsrechtsausschluss und in einer anderen
Form als über die Börse oder durch ein Angebot an alle
Aktionäre liegt angesichts des starken Wettbewerbs an
den Kapitalmärkten im Interesse der Gesellschaft. Für die
Gesellschaft eröffnet sich damit die Chance, nationalen
und internationalen Investoren eigene Aktien schnell und
flexibel anzubieten, den Aktionärskreis zu erweitern und
den Wert der Aktie zu stabilisieren. Mit der Veräußerung
zu einem den Börsenpreis nicht wesentlich unterschrei-
tenden Kaufpreis sowie mit der Begrenzung des Anteils
eigener Aktien auf insgesamt maximal 10 % des
Grundkapitals werden die Vermögensinteressen der
Aktionäre angemessen gewahrt. 



Hierdurch soll zum Beispiel auch die Möglichkeit geschaffen wer-
den, eigene Aktien als Gegenleistung bei Unternehmens -
zusammenschlüssen, für den Erwerb von Unternehmen,
Beteiligungen an Unternehmen, Unternehmensteilen oder von
Forderungen gegen die Gesellschaft als Akquisitionswährung 
verwenden zu können, ohne hierzu Aktien aus dem genehmigten
Kapital schaffen zu müssen, was zu einer Verwässerung des
Anteilsbesitzes der Aktionäre führen würde. Der internationale
Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen 
vielfach diese Form der Gegenleistung. Die hier vorgeschlagene
Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die notwendige
Flexibilität geben, um derartige sich bietende Gelegenheiten
schnell und flexibel ohne Belastung der Liquidität der Gesellschaft
ausnutzen zu können. 

Für den Fall, dass die Gesellschaft erworbene eigene Aktien in
sonstigen Fällen an einzelne Aktionäre oder Dritte veräußert, dür-
fen die Aktien entsprechend der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4
AktG nur zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenkurs
der Aktie zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unter-
schreitet. Hierdurch wird dem Interesse der Aktionäre an einer
wertmäßigen Nicht-Verwässerung ihrer Beteiligung Rechnung
getragen. Diese Ermächtigung ist erforderlich, um es der
Gesellschaft zu ermöglichen, auf Angebote bzw. dem
Geschäftszweck der Gesellschaft dienende Beteiligungsnachfragen
finanzstarker Investoren kurzfristig reagieren zu können.

Der Verwaltungsrat soll ferner ermächtigt werden, eigene Aktien
an geschäftsführende Direktoren, an Mitglieder der Geschäfts -
leitungsorgane gegenwärtig oder zukünftig verbundener
Unternehmen sowie an Mitarbeiter der Gesellschaft und gegen-
wärtig oder zukünftig verbundener Unternehmen zu gewähren,
soweit diese Personen aufgrund von Mitarbeiterbeteiligungs -
programmen zu deren Bezug berechtigt sind. Soweit eigene
Aktien an geschäftsführende Direktoren übertragen werden sollen,
obliegt die Entscheidung hierüber dem Verwaltungsrat der
Gesellschaft. Damit soll der Gesellschaft die Möglichkeit 
eingeräumt werden, Aktien zur Bedienung von
Mitarbeiterbeteiligungs programmen zu verwenden, ohne hierfür
Kapitalerhöhungen vornehmen zu müssen.



Die auf Grund dieses oder eines früheren
Ermächtigungs beschlusses erworbenen eigenen Aktien
können von der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss
der Hauptversammlung eingezogen werden. Die
Einziehung führt zu einer Herabsetzung des
Grundkapitals. Entsprechend § 237 Abs. 3 Nr. 3 AktG
kann die Hauptversammlung der Gesellschaft die
Einziehung ihrer voll eingezahlten Stückaktien beschließen,
auch ohne dass damit eine Herabsetzung des
Grundkapitals der Gesellschaft erforderlich wird. Die 
vorgeschlagene Ermächtigung sieht neben der
Einziehung mit Kapitalherabsetzung diese Alternative
ausdrücklich vor. Durch eine Einziehung der eigenen
Aktien ohne Kapitalherabsetzung erhöht sich automatisch
der rechnerische Anteil der übrigen Stückaktien am
Grundkapital der Gesellschaft.

Bei der Entscheidung über die Verwendung der eigenen
Aktien wird sich der Verwaltungsrat allein vom Interesse
der Gesellschaft und der Aktionäre leiten lassen. Der
Verwaltungsrat wird die nachfolgende
Hauptversammlung über die Ausnutzung der
Ermächtigung informieren.





Teilnahmebedingungen

Nicht-börsennotierte Gesellschaften im Sinne des § 121
Abs. 3 AktG i.V.m. § 3 Abs. 2 AktG sind in der
Einberufung lediglich zur Angabe von Firma und Sitz der
Gesellschaft, Zeit und Ort der Hauptversammlung und
der Tagesordnung sowie der untenstehenden Adressen
verpflichtet. Im Übrigen erfolgten daher nachfolgende
Hinweise freiwillig, um unseren Aktionären die Teilnahme
an der Hauptversammlung zu erleichtern.

Gemäß § 15 Abs. 4 der Satzung sind zur Teilnahme an
der Hauptversammlung und zur Ausübung des
Stimmrechts nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich
vor Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor der
Hauptversammlung durch Vorlage eines besonderen
Nachweises ihres Anteilsbesitzes anmelden. Der besondere
Nachweis des Anteilsbesitzes bedarf der Textform 
(§ 126 b BGB) und hat sich auf den Beginn des einund-
zwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d.h. auf
den Beginn des 18. April 2018, 0.00 Uhr, zu beziehen. 
Er ist durch Bestätigung des depotführenden Instituts in
deutscher oder englischer Sprache zu erbringen. Die
Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes 
müssen der Gesellschaft bis zum Ablauf des 
02. Mai 2018, 24.00 Uhr, bei folgender Adresse, 
Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen: 

Mensch und Maschine Software SE
c/o Better Orange IR & HV AG
Haidelweg 48
81241 München
Telefax: +49 (0)89 88 96906 33
E-Mail: anmeldung@better-orange.de

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der
Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten,
z.B. durch die depotführende Bank, eine Aktionärs -
vereinigung oder eine andere Person seiner Wahl 
ausüben lassen. 



Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der
Textform. 

Die Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Aktionärs vereinigung
oder eine der in § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person
mit der Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen
wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende
Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der
Vollmacht verlangt, weil diese gemäß § 135 AktG die Vollmacht
nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich
in diesem Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der
Vollmacht abzustimmen.

Ein Formular, das für die Erteilung einer Vollmacht verwendet
werden kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte,
welche den Aktionären nach der oben beschriebenen form- und
fristgerechten Anmeldung zugeschickt wird.

Aktionäre unserer Gesellschaft können sich auch durch den von
der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen Stimmrechts -
vertreter vertreten lassen. Soweit der von der Gesellschaft
benannte Stimmrechtsvertreter bevollmächtigt wird, muss die
Bevollmächtigung auch Weisungen zu jedem Punkt der
Tagesordnung enthalten. Der Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet,
weisungsgemäß abzustimmen. Ihm steht bei der Ausübung des
Stimmrechts kein eigener Ermessensspielraum zu. Der
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nimmt jedoch keine
Vollmachten zur Einlegung von Widersprüchen gegen
Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und
Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. 

Ein Formular, das zur Vollmachts- und Weisungs erteilung an die
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft verwendet werden kann,
erhalten die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte, welche
nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten
Anmeldung zugeschickt wird.



Aktionäre, die die von der Gesellschaft benannten
Stimmrechts vertreter bereits vor der Hauptversammlung
bevollmächtigen möchten, werden zur organisatorischen
Erleichterung gebeten, die Vollmachten nebst Weisungen 
spätestens bis zum Ablauf des 08. Mai 2017 an die folgende
Adresse, Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse zu übermitteln:

Mensch und Maschine Software SE
z.Hd. Frau Helga Boskovski
Argelsrieder Feld 5
82234 Wessling
Fax: +49 (0) 81 53 / 933 - 104
E-Mail: helga.boskovski@mum.de

Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten
und in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären,
Aktionärsvertretern bzw. deren Bevollmächtigten an, die
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft auch während der
Hauptversammlung mit der weisungsgebundenen Ausübung
des Stimmrechts zu bevollmächtigen.

Weitere Informationen zum Stimmrechtsvertreter sowie ein
Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung stehen den
Aktionären auch unter http://www.mum.de im Bereich
„Investor Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“
zum Download zur Verfügung.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären im Sinne von 
§§ 126, 127 AktG sind an die folgende Adresse zu richten:

Mensch und Maschine Software SE
z.Hd. Frau Helga Boskovski
Argelsrieder Feld 5
82234 Wessling
Fax: +49 (0) 81 53 / 933 - 104
E-Mail: helga.boskovski@mum.de

Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge 
werden nicht zugänglich gemacht.



Vorbehaltlich § 126 Abs. 2 und 3 AktG werden wir zugänglich zu
machende Gegenanträge und/oder Wahlvorschläge von
Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs und der
Begründung sowie etwaige Stellungnahmen der Verwaltung hierzu
im Internet unter http://www.mum.de im Bereich „Investor
Relations“ unter der Rubrik „Hauptversammlung“ veröffentlichen. 

Wessling, im März 2018

Mensch und Maschine Software SE

Der Verwaltungsrat





Ich will mich vorab über das Geschäfts jahr 2017 
der Mensch und Maschine Software SE informieren. 

Bitte senden Sie mir Ihren Geschäftsbericht per Post an

Vorname Name

Straße Hausnummer

PLZ                     Ort

oder per E-Mail als PDF-Datei an

E-Mail-Adresse

Anmerkung:
Sie können den Geschäftsbericht 2017 sowie alle bisherigen 
und zukünftigen Quartals- und Geschäftsberichte auf der 
MuM-Internetseite unter www.mum.de/investor einsehen und 
herunterladen.

Jetzt ausfüllen, kopieren und faxen an:

    Fax 0 81 53 / 933 - 104



Mensch und Maschine 
Software SE
Argelsrieder Feld 5
82234 Wessling

Telefon +49 (0) 81 53 / 9 33 - 0
Telefax +49 (0) 81 53 / 9 33 - 100
www.mum.de




